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Moderation, 
Zukunftswerkstätten ..,: 
Gutes Gefühl bei wenig Ergebnissen 

So schlecht waren die Zeiten selten: Eigentlich gibt es schon 
überall Autobahnen, Atom- und andere Großkraftwerke, große 
Industriegebiete und vieles mehr. Und dennoch wird weiter ge- 
und verplant Die Beteiligungsrechte und Umweltschutzgesetze 
werden Stück für Stück abgebaut. Da wäre es a n  der Zeit, von 
seiten der UmweltschützerInnen Widerstandsfähigkeit zu zei- 
gen, Gegendruck zu schaffen und zu kämpfen. Doch leider tun 
das nur autonome Basisgruppen. Der etablierte Teil des Um- 
weltschutzes dagegen verhält sich anders: J e  schlechter die Po- 
litik ist, desto mehr drängen sie auf Dialog mit eben denen, die 
diese Politik verantworten. Und berichten glücklich von ihren 
vielen (erfolglosen) Treffen. Was ist passiert? Was ist es, was 
beiden Seiten s o  hilft: Den Regierungen bei der Durchsetzung 
ihrer Wirtschaftspolitik, und den Umweltverbänden für ihre ei- 
genen Erfolgsbilanzen, Spenden- und Mitgliederzuwächse. 

Zur Einbindung von potentiellen Wider- 
standsgruppen sind verschiedene For- 
men der Beteiligung entwickelt worden. 
Sie alle lassen sich auch dafür verwen- 
den, tatsächliche Fortschritte der Betei- 
ligung zu erzielen, dann müssen sie aber 
um einige Kriterien ergänzt werden. Das 
wichtigste ist die Schaffung echter Mit- 
bestimmung, d.h. die Beteiligungsfor- 
men dürfen keine reinen Debattierrun- 
den sein, sondern müssen tatsächliche 
Mitspracherechte haben. 

Runder Tisch; Bei diesem Prinzip set- 
zen sich VertreterInnen der verschie- 
denen Interessengruppen gemeinsam 
an einen Tisch und diskutieren (angeb- 
lich) gleichberechtigt. Die Menschen- 
gruppe am Runden Tisch organisiert 
den Gesprächsablauf und die Arbeits- 
form selbst. Wichtig ist die Zusammen- 
setzung sowie der Arbeitsauftrag. 
Planunsszelle: Hier werden in der Regel 
nach repräsentativen Merkmalen oft- 
mals bislang unbeteiligte Menschen zu- 

sammengebracht, um ein konkretes 
Problem zu erörtern. Eine Beeinflus- 
sung kann zwar stattfinden durch die 
Auswahl von ReferentInnen usw., die 
die Gruppe informieren, die Planungs- 
zelle verhindert in der beschriebenen 
Form aber nicht den direkten Wider- 
stand gegen ein naturzerstörendes Pro- 
jekt, weil die Widerstandsgruppen meist 
gar nicht vertreten sind (es sei denn, 
Personen aus den Gruppen werden bei 
der repräsentativen Auswahl zufällig be- 
nannt). 
~nwaltsrilanuns: Eine oder wenige Per- 
sonen mit planerischer Ausbildung ste- 
hen als Anlaufstelle für Fragen, Anre- 
gungen, Kritiken usw. bereit. Sie neh- 
men folglich auch Protest entgegen und 
geben ihn weiter - verfälscht oder un- 
verfälscht. AnwaltsplanerInnen werden 
in der Regel vom Staat bzw. der Kom- 
mune oder gar der an einem Eingriff in- 
teressierten Firma bezahlt. Ihre Neutra- 
lität ist folglich kaum anzunehmen. J e  
nach ihrem persönlichen Verhalten kön- 



nen sie die Bildung und Arbeit von Pro- 
testgruppen fördern (Menschen zusam- 
menbringen und beraten) oder verhin- 
dern (nur sich als Weg präsentieren, Kri- 
tik einzubringen). 
Zukunftswerkstatt: Diese u.a. von Ro- 
b a t  Jungk entwickelte Methode sieht 
einen moderierten Ablauf einer 2- oder 
mehrtägigen Veranstaltung vor, die in 
drei Teile geteilt ist: Kritikphase (un- 
kommentiertes Sammeln dessen, was 
stört), Utopiephase (Entwickeln von Bil- 
dern u.ä., wie es sein könnte, wenn es 
keine Grenzen gäbe) und Realisierungs- 
phase (Entwurf machbarer Ideen, 
im Großen und/oder im Detail). Dieser 
Ablauf verhindert systematisch, daß 
am Ende weitreichende Konzepte und 
Ideen entstehen. Zum einen wird die 
Utopiephase meist in fast therapeuti- 
scher Art abgehalten, d.h. die Teilneh- 
merInnen müssen ihre Ideen in künstli- 
scher Form darbieten. Für die spätere 
Verwirklichung sind die Werke mehr 
oder minder nutzlos. Die Utopiephase 
wird wie eine kreative Pause, obwohl sie 
eigentlich der zentrale Moment sein 
müßte. Die Realisierungsphase stellt 
demgegenüber einen sehr realpoliti- 
schen Ansatz dar. Es geht nicht um die 
Frage der Wege zum Ziel, sondern es 
werden in der Regel neue, jetzt "realisti- 
sche" Ziele aufgestellt, um dann (viel- 
leicht noch) über die Wege zu reden. 
Der streng vorgegebene Ablauf und die 
prägende Rolle der Moderation nimmt 
Zukunftswerkstätten genau das, was ei- 
gentlich erreicht werden sollte: Kreati- 
vität und Mut zu unkonventionellen B- 
sungen. Allerdings wird der Prozeß ge- 
rade in Zukunftswerkstätten als positiv 
empfunden, so daß  am Ende regelmä- 
ßig ein gutes Gefühl zurückbleibt, auch 
wenn immer wieder bedauert wird, daß 
nur wenig oder nichts rausgekommen 
ist. 

-Die Steigerung der Idee, Pro- 
test zu kanalisieren, ist die moderierte 
Form des Gesprächsprozesses, allge- 
mein als " Mediation" bezeichnet. Hier 
werden ganz gezielt die Konfliktgrup- 
pen zu Gesprächen eingeladen. Eine 
Auseinandersetzung soll nicht in der 
Offentlichkeit stattfinden. Um zudem 
zu verhindern, daß  der Streit im Ge- 
sprächsprozeß fortbesteht, werden Per- 
sonen mit der Gesprächsleitung beauf- 
tragt, die geschult sind darin, Streitigkei- 
ten friedlich zu lösen oder auch Streit zu 
verhindern. Mediationsverfahren wur- 
den erfunden, um zwischenmenschliche 
Krisen (2.B. in Ehen) zu meistern. Be- 
zahlt von Politik und Wirtschaft wurden 
die Verfahren dann so  umgebaut, daß  
sie auch für gesellschaftspolitische 
Streitfälle nützlich waren. Mediation ist 
parteilich, denn ihr Ziel ist nicht, heraus- 
zufinden, ob ein Zerstörungsprojekt 
überhaupt stattfinden muß, sondern 
einzig, wie es am konfliktfreiesten um- 
zusetzen ist. Sie hat ihr Ziel erreicht, 
wenn auch die potentiellen GegnerIn- 
nen eines Projektes diesem zustimmen 
(wobei das Projekt im Gesprächspro- 
zeß leichte Veranderungen erfahren 
kann, aber nie grundsätzlich zur Dispo- 
sition steht. Kommt es aber zu einer Ei- 
nigung, so gibt es kaum noch eine 
Chance für direkten Widerstand, wenn 
erstmal die VertreterInnen der Protest- 
gruppen dem Vorhaben zugestimmt ha- 
ben. 
Die MediatorInnen verstärken durch ih- 
re Parteilichkeit für das Projekt (es ist ja 
ihr Auftrag, daß  Projekt zu ermögli- 
chen) die Ungleichheit zwischen Wirt- 
schaft und Behörden auf der einen so- 
wie den BürgerInnengruppen auf der 
anderen Seite Erstere haben ohnehin 
schon genauere Informationen und 
mehr Erfahrung. 



Asenda 21: Ebenfalls aus der Rio-Dis- 
kussion entstand die Forderung, auf al- 
len Ebenen Diskussionskreise zu bil- 
den, die lokale, regionale bzw. nationale 
hitbilder für eine nachhaltige Entwick- 
lung entwerfen. Die Denklogik, die den 
Agenda-Gruppen zugrundeliegt, ent- 
spricht dem schon dargestellten. Es 
geht darum, möglichst alle Interessens- 
gruppen an einen Tisch zu bringen und 
den Dialog bzw. am Ende den Konsens 
zu suchen. Umweltgruppen formulieren 
selbst als Ziel, mit den regierenden Par- 
teien, die Konzernen, dem ADAC, der 
IHK usw. einen gemeinsamen Maßnah- 
menkatalog zu finden und umzusetzen. 
Das geht an der Realität der unter- 
schiedlichen Interessen weit vorbei, so  
daß  fast ausnahmslos die Agenda- 
21-Kreise zu langatmigen Debat- 
tierclubs geworden sind, die konkret we- 
nig bewegen. Entscheidend aber ist in 
fast allen Fällen: Der Agenda-Prozeß 
läuft an der Mehrheit der Menschen 
vorbei. Irgendwelche selbsternannten 
LobbyistInnen sitzen am Tisch und 
pflegen den Dialog. Die Umweltverbän- 
de sind neuerdings dabei und feiern es 
als Erfolg, endlich auch zu denen zu 
gehören, die dabei sind, während 
die "normalen" Menschen außen vor 
bleiben. Kein Umweltverband tritt für 
diese Menschen ein, alle sind nur 
bemüht, selbst dabei zu sein. 
Der tatsächliche Text der Agenda 21 
scheint den meisten AkteurInnen auch 
nicht bekannt zu sein. Offenbar erregt 
es auch keinen Verdacht, daß  dieser 
Text von den Staats- und Regie- 
rungscheflnnen der Welt verabschiedet 
wurde. Was da rauskommt, dürfte ei- 
gentlich nicht überraschen: Eine klare 
Befürwortung der Gentechnologie und 
eine positive Haltung zur Atom- 
kraft. Selbst das Versenken des Atom- 
mülls im Meer wird in der Agenda als 
noch zu klärende Frage offengelassen. 

Die Mitbestimmungsrechte der Bürge- 
rInnen sollen der Stärkung der Privat- 
wirtschaft weichen. 

Was bewirkt  Moderation? 
Die bekanntesten Modelle der konsen- 
sualen Prozesse sind durchorganisierte 
Abläufe, bei denen die TeilnehmerInnen 
sich nach den Vorgaben derer zu rich- 
ten haben, die den Prozeß anleiten. Ziel 
ist meist die Vermeidung von Konflik- 
ten. Auch die Zukunftswerkstätten, ur- 
sprünglich erdacht zur Steigerung der 
Kreativität und Handlungsbereitschaft, 
werden inzwischen oft als Konfliktbear- 
beitungsmethode eingesetzt. Alle haben 
ein Ziel: Am Ende soll ein Ergebnis ste- 
hen, das alle akzeptieren können. Bei 
Auseinandersetzungen um Naturzer- 
störungen ist klar, wie das Ergebnis lau- 
ten muß: Die Zerstörung findet statt, 
vielleicht in einer etwas veränderten 
Form. Die, die etwas zerstören wollen, 
bezahlen die ModeratorInnen. Die vor- 
handene Hierarchie wird per bhnzah-  
lung auf diese Personen übertragen, die 
dank psychologischer Schulung und 
pseudo-neutralem Standpunkt viel ef- 
fektiver naturzerstörende Projekte 
durchsetzen können. 

Wer wie agiert und wo welche Interes- 
senslagen bestehen, läßt sich am Bei- 
spiel des geplanten Instituts für Um- 
weltmediation ersehen. Initiator ist 
die Arbeitsgemeinschaft für Umwelt fra- 
gen, ein Verein, in dem in verschiedenen 
Arbeit skreisen über aktuelle Umwelt - 
schutzfragen debattiert wird und für die 
die Bundesregierung selbst 1997 vor- 
schlug, alle zukünftigen Treffen profes- 
sionell zu moderiert (woran man sieht, 
wer dieses Interesse vor allem hat!). Die 
Mitglieder in den AKs stellen je zu ei- 
nem Viertel die Bundesregierung, die 
Unternehmen, die Gewerkschaften und 
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Medla- 
tlon 

Pla- 
nungs- 
zelle 

An- 
welts- 
planung 

Starke Stelle derls Me- 
diatorln (Schlichtung). 
Dadurch relative Gleich- 
berechtigung in der De- 
batte, nicht aber in der 
Entscheidung. 

Auswahl der beteiligten 
Personen erfolgt unab- 
hangig von deren gesell- 
schaftlichen Gewicht, da- 
her je nach Zufall meist 
sehr gleichberechtigt. 

In der Regel gibt es kei- 
nen oder keinen intensi- 
ven Gruppenprozeß, 
event. moderiertes Stadt- 
teilforum, BLlrgerlnnen- 
beirat u.a. 

Sehr schwach durch 
starke Vorgaben im Ver- 
fahrensablauf. 

Möglich, aber schwierig, 
da die Gruppe sich erst 
kennenlernen muß. Meist 
werden Planungszellen 
moderiert, dann S.O. 

Keine Verbesserungen. 
Anwaltsplanerlnnen d ie  
nen als Anlaufstelle der 
BUrgerlnnen, nicht in er- 
ster Linie der Interes- 
sensgruppen. 

Ungeklärt, in der Regel 
nicht besser. Allerdings 
kann Ausstieg als Druck- 
mittel eingesetzt werden. 

Meist wird der Informati- 
onszugang durch Hinzv 
laden von Expertlnnen 
usw. deutlich verbessert. 

Anwaltsplanerln soll den 
Anfragenden lnformatie 
nen vermitteln oder b e  
schaffen. Daher in der 
Regel eine deutliche Ver- 
besserung. 

Je nach Vorgaben. 
Manchmal geben Regie 
rungen freiwillig die Kom- 
petenz an die Mediatii 
onsrunde ab. 

In der Regel keine. 

Hbchstens indirekt, wenn 
Anwaltsplanerln selbst 
Anhörungsrechte u.a. 
hat. 

Agenda Agendarunden bestehen Agenda wird moderiert, In der Regel keine Ver- Keine. 
21 aus Vertreterlnnen von daher s.o. besserung. Das ware nur 

Interessensgruppen und dann gegeben, wenn 
BOrgerlnnen. Daher rB. AgendabOros auch 
siehe Moderation und zur Informationcschnitt- 
Runder Tisch. stelle VewaltunglBOrge 

rlnnen werden. 

Deutliche Abnahme 
durch Einbindung in den 
Ablauf (Art Friedens- 
pflicht wahrend der Ver- 
handlungen). 

In einer Planungszelle 
gibt es keine Vertreterln- 
nen von Interessens- 
gruppen. Daher wird de- 
ren Widerstandsfahigkeit 
auch nicht einge- 
schrankt. 

Unklar. Wer sich auf An- 
waltsplanerlnnen veriaßt, 
schranki die Wider- 
standsfahigkeit ein. Da 
Anwaltsplanung aber 
nicht in erster Linie für 
Interessensgruppen da 
ist, verandert sich die La- 
ge fOr diese auch nicht. 

Deutliche Abnahme, da 
Agenda-Arbeit Zeit und 
Kraft und selbst vor- 
tauscht, eine Umset- 
zungsmbglichkeit zu 
sein, tatsachlich aber 
Ober keinerlei Rechte 
verfogt. Da aber syste- 
matisch Hoffnung ge- 
macht wird, geben viele 
Umweltgruppen ihre ei- 
gene Position und Aktion 
zugunsten der Agenda- 
mitarbeit auf. 



die Umweltverbände, wobei bei letzte- 
ren auch Naturnutzergruppen vertreten 
sind. Schon diese Mehrheitsverhältnis- 
Se machen die Arbeit dort chancenlos, 
zudem ist die AGU auch insgesamt oh- 
ne formales Mitspracherecht, sondern 
mehr eine Anhörungsstelle der Regie- 
rung. Passend zu dieser Struktur (keine 
Mitbestimmungsrechte; Umweltschutz- 
gruppen an den Rand gedrängt, aber sie 
machen weiter mit) ist die Idee, von hier 
aus die Mediations technik voranzutrei- 
ben. Dazu gibt die Bundesstiftung Um- 
welt, eine ebenfalls skandalumwitterte, 
staatsnahe und z.B. als EXPO-Partner 
arbeitende Organisation, das Geld. Die- 
se Stiftung fördert neben anderem 
schon seit längerem die Erforschung 
und Anwendung von Dialogprozessen. 

Moderation als Leitung: Weniger ein- 
deutig ist die Kritik an Moderation ins- 
gesamt. Unter diesem Begriff ist zu ver- 
stehen, daß ein Gruppenprozeß nicht 
von einer Leitungsperson oder einem 
Leitungsgremium erfolgt, sondern von 
einer oder mehreren Personen, deren 
Aufgabe es ist, Diskussionsprozesse zu 
koordinieren und so  zu lenken, d a ß  alle 
Positionen zu Wort kommen und ver- 
standen werden und dann möglichst fai- 
re, ergebnisorientierte Debatten laufen. 
Im positiven Fall kann dieses auch gelin- 
gen, im negativen allerdings übernimmt 
derldie Moderatorln nur die Führungs- 
rolle, übt diese aber nicht mit offensicht- 
lich hierarchischen, sondern mit ge- 
schickteren, psychologischen oder ähn- 
lichen Methoden aus. Das kann weit ge- 
fährlicher sein als eine offene Hierar- 
chie ModeratorInnen werden in der Re- 
gel durch die jeweils Mächtigen einge- 
setzt, die erkannt haben, d a ß  Führung 
besser funktioniert, wenn die Unterge- 
benen nicht nur BefehlsempfängerIn- 
nen sind, sondern ihre eigenen Ideen 
einbringen können und sich so  mit 

dem Ziel, das in der Regel vorgegeben 
ist, besser identifizieren. Inzwischen 
werden Moderationstechniken vor al- 
lem von den Mächtigen selbst wei- 
terentwickelt. ManagerInnen und Füh- 
rungspersonen sind Zielgruppe von Mo- 
derationstrainings bzw. von der Eigen- 
werbung der ModeratorInnen. 
Moderation statt Selbstbestimmuns: 
Moderationsmethoden werden heute in 
weiten Bereichen der Umweltschutzar- 
beit angewendet. Dabei wird übersehen, 
d a ß  die Förderung einer Selbstverwal- 
tung und Selbstorganisation von Grup- 
pen auf diesem Wege nicht gelingen 
kann. Moderationen können gruppenin- 
terne Probleme lösen, sie können aber 
nicht dazu beitragen, die Selbstbestim- 
mung zu fördern. Stattdessen geraten 
die Gruppen in die Abhängigkeit ge- 
schulter Personen, die die Gruppenpro- 
zesse statt einer Organisation "von un- 
ten" übernehmen. 
Gerinsere Risiko- und Handlunssbereit- 
schaft; Zusätzlich haben Moderationen 
die Wirkung, daß  Bedenken, Angste 
usw. (z.B. bei der Vorbereitung von Pro- 
jekten) durch die ModeratorInnen ge- 
stärkt und zum Mittelpunkt des Grup- 
penprozesses werden. Das führt zu ei- 
ner Schwächung der Aktionsfähigkeit 
und verhindert inhaltlich klare und ener- 
gische Aktionen. Statt Moderations- 
schulungen u.ä. sollten diejenigen, die 
für Selbstverwaltung und Selbstorgani- 
sation eintreten, lieber Modelle entwic- 
keln und verbreiten, die Gruppenpro- 
zesse verbessern ohne solche Fremd- 
s teuerung. 
g 
Durch die Moderation werden Konflikte 
abgeflacht und nicht mehr direkt ausge- 
tragen. Die TeilnehmerInnen fühlen sich 
berücksichtigt und ernstgenommen, 
auch wenn sie keine Positionen durch- 
setzen können bei den Mächtigen. De- 
ren Sturheit wird aber durch die macht- 



politisch völlig nebensächliche Bedeu- 
tung übrdeckt, die didder ModeratorIn 
allem entgegenbringt. Die " Warmher- 
zigkeit" der moderierenden Person stellt 
viele UmweltschützerInnen u.a. schon 
zufrieden, s o  daß  die weiter ablehnende 
Haltung der Mächtigen nicht mehr s o  
auffällt. 

Die Folgen 
Die Harmonisierung verschiedener 
Standpunkte ohne konkrete Folgen und 
der Wandel von der Ergebnis- zur Pro- 
zeßorientierung in politischen Debatten 
bergen eine Reihe von Gefahren. 
- Riesige Kapazitäten (Geld, Personal, 

öffentliches Image) werden in die Teil- 
nahme oder eigene Organisaiton von 
moderierten Dialogen gesteckt, ohne 
daß  gesichert ist, daß  irgendefwas Kon- 
kretes daraus entsteht. 
- Die bisherigen gesetzlichen Umwelt- 

schutzregelungen und Beteiligungsrech- 
te werden zur gleichen Zeit abgeschafft 
oder ausgehöhlt, ohne neue Instrumen- 
te zu schaffen. Ein spürbarer Wider- 
stand kommt nicht auf. Die Dialogpro- 
zesse erscheinen den Urr,~eltschütze- 
rInnen offenbar als akzeptabler Ersatz, 
auch wenn sie damit alle Rechtspositio- 
nen aufgeben und nur noch auf das 
"goodwill" von Staat oder Industrie an- 
gewiesen sind. 
- Das ständige Verhandeln mit Regie- 

rungen und Konzernen verändert die in- 
haltlichen Positionen durch Aufwei- 
chung sowie durch personellen Aus- 
tausch hin zu Personen in Geschäfts- 
stellen und Vorständen, die dem neuen 
Bild des Dialogs mit der Wirtschaft ent- 
sprechen. Innerhalb weniger Jahre ha- 
ben wichtige Verbände Grundsatzbe- 
schlüsse zu einer ökologischen Wirt- 
schaft völlig abgeschafft oder wesent- 
lich verändert. Geöffnet haben sich die 
meisten AkteurInnen zur gleichen Zeit 

Geldflüsse von Staat und Konzernen. 
Der Dialog ist zu einem Geschäft ge- 
worden. 
- Durch die Abschaffung von Mitbe- 

stimmungsrechten verschlechtern sich 
auch Möglichkeiten, auf zukünftige Ent- 
wicklungen Einfluß zu nehmen. Die 
Umweltverbände werden in breiter 
Form abhängig von den freiwilligen Zu- 
geständnissen in Politik und Wirtschaft. 
- Die UmweltschützerInnen verlernen 

ihre Fähigkeit zum "Kämpfen", verlie- 
ren den Kontakt zu denen, die weiterhin 
in der direkten Auseinandersetzung ste- 
hen, um die Auswirkungen der Deregu- 
lierung (Straßenbau, Industrieansied- 
lung usw.) zu verhindern. Insbesondere 
die Spitzengremien und zentralen Ge- 
schäftsstellen der Verbände sind nicht 
mehr in der Lage, Widerstand zu leisten, 
wenn ihre Strategie der Umarmung und 
Gremienarbeit nicht aufgeht. 
- Die UmweltschützerInnen verlieren 

den Blick für die tatsächlich notwendi- 
gen hrderungen und Positionen. Im 
Dialogbrei gehen klare Aussagen verlo- 
ren. Eine Unterscheidung der Positions- 
papiere der Umweltverbände von denen 
der Industrie oder Parteien ist schon 
jetzt kaum noch möglich. 
- Durch den Verlust gesetzlicher Rah- 

menbedingungen und die nachlassen- 
de Widerstandskraft gehen denen, die 
an den Verhandlungstischen sitzen, 
Druckmittel verloren, da Konzerne 
und Politik wissen, daß  die Umwelt- 
schützerInnen nichts mehr zu bieten 
haben. 
- Da nicht mehr die Auseinanderset- 

zung "auf der Straße" Hauptziel 
der Umweltverbände ist, sondern die 
Lobby- und Gremienarbeit, werden Per- 
sonen, die dieses besonders gut kön- 
nen, in die Spitzengremien und Ge- 
schäftsstellen geschickt. Schließlich 
wird der Verband dominiert von Mana- 
gerinnen, die verhandeln können, aber 



möglicherweise keine Inhalte mehr ver- 
treten. 
- Viele Einzelpersonen, aber auch 

Gruppen mit fundamentaleren Ansich- 
ten bzw. Uberzeugungen, daß  diesem 
Staat auch ein direkter Widerstand ent- 
gegengesetzt werden muß, verlassen 
frustriert die großen Umweltverbände, 
vereinzeln oder geben ganz auf. 
- Die Industrie kann sich im Laufe des 

"Dialogs " ein grünes Mäntelchen um- 
hängen. Werbekampagnen ohne inhalt- 
liche Festlegungen in Kooperation von 
Umweltverbänden und Industrie zeugen 
davon ebenso wie die Veröffentlichun- 
gen großer Umweltverbände, in denen 
diese sich mit Zitaten der Führungsper- 
sonen aus Industrie und Politik schmüc- 
ken. - Die neu entstehende Nähe zwi- 
schen Industrie und Naturschutzver- 
bänden wird auch auf anderer Ebene zu 
Veränderungen führen: Okosponsoring 
wird zum prägenden Finanzierungsele- 
ment des Umweltschutzes. Insbesonde- 
re Großkonzerne sind wegen deren Fi- 
nanzstärke für die Umweltschutzgrup- 
pen interessant, umgekehrt bevorzugen 
die KonzernchefInnen die großen Um- 
weltverbände als PartnerInnen, da so  
die Außenwirkung steigt. Summiert er- 
gibt das einen "Club der Großenn, der 
dem Umweltschutzgedanken doppelt 
widerspricht. Für eine Durchsetzung 
des Natur- und Umweltschutzes wäre 
vor allem eine Stärkung der Umwelt- 
schutzbasis notwendig, zudem sind 
Kleinbetriebe aus Umweltschutzsicht 
die wichtigeren PartnerInnen, da diese 
regionale Vermarktungs- und Beschaf- 
fungsstrukturen realisieren können. Die 
großen Umweltverbände werden durch 
die steigenden Einnahmen aus dem 
Okosponsoring in eine Abhängigkeit 
geraten. Insbesondere die in der imbby- 
und Gremienarbeit dominierenden 
Hauptamtlichen werden immer im Auge 
haben müssen, daß ihr eigener Job vom 

positiven Verhältnis zu den Großkon- 
zernen abhängt. 
- Nutznießer werden auf jeden Fall alle 

die sein, die aus dem neuen Thema ein 
Geschäft machen können, seien es Ver- 
lage rriit Büchern oder Zeitschriften, In- 
stitute für Studien oder Bildungseinrich- 
tungen. Sie werden aber genauso 
schnell wieder abspringen, wenn die 
Zugwirkung des Themas nachläßt. 

Tips für Gruppen 
Für BürgerInnengruppen ist die Teilnah- 
me an solchen Verfahren gefährlich, 
wenn ihr Protestwille gebrochen werden 
kann. Im Einzelfall kann aber versucht 
werden, gleichberechtigte Diskussions- 
formen (also knicht die Mediation, denn 

hier kist die Mediation selbst einseitig, 
daher ganze Prozeß nicht gleich- 
berechtigt) zu er- 
reichen. Vor allem kann ein Dialogver- 

fahren bewirken, daß BürgerInnen bes- 
sere Informationen erhalten. 
Im Konkreten seien daher einige Punkte 
genannt, die als Vorsichtsmaßnahmen 
wichtig ksind, um die 

Handlungsfähigkeit der BürgerInnen- 
gruppen zu erhalten: 

1. Nur an kgleichberechtigten Verfahren teilneh 
men, d.h. vorher fragen, wer den Proze0 wie fc 

nanziert steuert, kob Ablauf diskuie 
rende gewahlt werden kdnnen und 

ob alle Informationen auf den Tisch gelegt wer- 
den. Keine kandere "geleitete" 

Verfahren akzeptieren, bei kdenen die G e  
sprachsleiterlnnen parteiisch 



mungsrecht in der Gruppe verlieren. Ihre Rolle 
sollte sein, die Gruppe Ober die Diskussionen zu 
informieren. Die Gruppe selbst aber entschei- 
det, wie sie sich verhalt (Protestformen usw.). 
Dabei dürfen die Personen, die sich auf den Dis- 
kussionsprozeß eingelassen haben, kein Veto- 
recht oder ahnliches haben, denn damit wurde 
die Unabhangigkeit der Gruppe gefahrdet. 

4. Geheimhaltungspflichten oder andere Verein- 
barungen innerhalb der Diskussionsprozesse 
sollten grundsätzlich abgelehnt werden. Sie 
schaffen nur elitare Planungskreise, die von der 
"Normalbevolkerung" abgekoppelt sind. Die 
herrschenden Kreise dieser Gesellschaft arbei- 
ten viel mit ihrem Informationsvorsprung und 
halten die BOrgerlnnen oft bewußt unwissend. 
Dieses Verhalten sollte nicht dadurch legitimiert 
werden, da0 es von BQrgerlnnengruppen selbst 
mitgetragen wird. 

sich greifen. Einrichtungen, die noch vor 
wenigen Jahren für besonders radikale 
Widerstands formen einstanden, predi- 
gen heute die Konfliktlösung um jeden 
Preis. So ist die Mediation fester Be- 
standteil etlicher Seminarprogramme 
aus Umweltschutzeinrichtungen gewor- 
den, selbst ehemaliger "Widerstands- 
zentren" wie der Kurve Wustrow ge- 
worden. Moderationen oder Schulun- 
gen für ModeratorInnen prägen die Bil- 
dungsarbeit im Bundesverband Studen- 
tische Okologiearbeit und der Bildungs- 
gruppe für Ökologie und Selbstbestim- 
mung (Umweltwerkstatt Verden). Noch 
1992 hatten sich einige aus diesen 
Gruppen sehr kritisch zur Mediation ge- 
zeigt. 
Fast überall steht die Moderation im 

Beängstigend ist, wieweit selbst Ver fah- Mittelpunkt. Selten dagegen werden 
ren wie die Mediation schon in den elitä- Methoden erforscht und erprobt, die die 
ren Sphären der Umweltbewegung um Selbstorganisation der Gruppe fördern. 

PIBdoyer tiir eln polltlrther BewuBtseln dar Biirgerbetelllgung 
(aufgestellt auf der Bundestagung zu BOrgerlnnenbeteillgungsverfahren am 16.1 1. in Loccum) 

Beteiligungsverfahren stehen nicht im luftleeren Raum. Die Entscheidung fOr oder gegen sie, fallt nicht 
nur nach der jeweiligen Qualität des Verfahrens oder nach (scheinbar) objektiven Kriterien. Alle Maß 
nahmen mit offentlicher Wirkung, die im politischparlamentarischen Raum gefallt werden, stehen in ei- 
nem Bezug mit politischen Rahmenbedingngen, Abläufen und Akteurlnnen. 
In diesen Zusammenhängen haben Beteiligungsverfahren nicht nur die ihnen eigene Wirkung auf die 
daran Beteiligten, sondern auch auf die gesamtpolitischen Verhältnisse z.B. in der betroffenen Kommu- 
ne oder Region. 
Es ist daher notwendig, Beteiliguqgsverfahren auch als Teil der gesamten Politik zu begreifen und dafOr 
Sorge zu tragen, da8 ein solches, selbst wenn es am Einsatzort selbst positive Wirkungen im Sinne ei- 
ner verbesserten Beteiligung hervorrufen kann, nicht insgesamt der Stabilisierung oder dem Ausbau 
von Machtstrukturen dient, die tatsachlich kein Interesse an mehr Beteiligung haben. 

Ich mochte daher fOnf politische Forderungen an Beteiligungsverfahren formulieren: 

1. Betelllgungsvertahren diirten kelne lokalen Ablenkungsman8ver von globalen bzw. 
Uberreglonakn Verschlechterungsprozesse Im Betelllgungrrecht soIn. 
Zur Zeit erleben wir einen massiven Abbau von Beteiligungsrechten (Investitionserleichterungs- und 
Beschleunigungsgesetze, Anderungen im Genehmigungsrecht, Vereinfachungen im Widerspruchs- 
recht usw.). Dem stehen einzelne Beteiligungsformen gegenober, die vor allem lokal angewendet wer- 
den, aber dem Abbau formaler Rechte nichts entgegenstellen. Wer mehr Beteiligung bzw. Mit- und 
Selbstbestimmung fordert, darf nicht schweigen zum Abbau von Rechten. Deutlich wahrnehmbare Posi- 
tionen und Vorschlage mOssen offentlich gegußert werden. Wer Beteiligung starken will, darf sich nicht 
nur auf das Machbare beschranken, sondern muß den Handlungsrahmen auch ausweiten. 



2. Betelllgung Ist nur dann sinnvoll, wenn eln Rahmen geschaffen Ist, I n  dem geklärt Ist, 
wle dle Ergebnisse der Betelllgung auch verwertet werden sollen. Betelllgungsrechte 
und -verfahren gehoren zusammen. 
Ohne formale Rechte sind auch die schonsten Verfahren wertlos. Wenn die Verwertung dessen, was 
mühevoll und "von unten" erarbeitet wird, vom Goodwill der "da oben" abhangt, werden Menschen 
verarscht und als Aushangeschild benutzt. Verfahren ohne tatsächliche Rechte tauschen Beteiligung 
nur vor. Daher solite das Einforderung tatsachlicher Beteiligungsrechte spatestens der erste Schritt der 
tatsachlichen Beteiligung sein. Wer Beteiligungen fordert, darf sich nicht darauf beschranken, da0 mog- 
lichst viele Leute in mdglichst angenehmer Atmosphare und moglichst gleichberechtigt diskutieren und 
planen, sondern auch, da0 deren Ergebnisse tatsachliche Wirkung haben werden. 
Umgekehrt sind Beteiligungsrechte ohne qualifizierte Verfahren oft reine Abstimmungen, in denen krea- 
tive LOsungsprozesse unterbleiben. Wer für Rechte kampft oder zB. Bürgerlnnenentscheide durch- 
führt, sollte auch darum kampfen, da0 in diesen solche Verfahren zur Anwendung kommen, die auch tat- 
sachlich eine Beteiligung sichern und die Mitsprache nicht nur auf das Ankreuzen von "Ja" oder "Nein" 
reduzieren. 

3. Betelllgungsverfahren darfen slch nlcht auf Nischen zuruckdringen lassen. 
Bürgerlnnenbeteiligung ist überall notwendig und nicht nur da, wo unlosbare Konflikte bestehen oder 
machtige Lobbyistlnnen ohnehin kein Interesse haben (soziale Brennpunkte, lndustriebrachen usw.). 
Wo immer Beteiligungsverfahren laufen, muß das als zusatzlicher Grund genutzt werden, dafür einzutre 
ten, überall eine Verbesserung der Mit- und Selbstbestimmung zu fordern. Dieses muß politisch und Of- 
fentlich eingebracht werden. 

4. Burgerlnnenbetelllgung darf nlcht langer a b  begleitender Proze0 zum staatllchen Han- 
deln verstanden werden. 
Mit- und Selbstbestimmung sollten in der Regel von den ldeen und Wünschen derer ausgehen, um die 
es geht. Zur Zeit geht Bürgerlnnenbeteiligung von den Machtigen selbst aus. Diese schaffen den Rah 
men, und bestimmen ihn damit. Zugleich legen sie auch den raumlichen Geltungsbereich fest, der sich 
stark an den bestehenden kommunalpolitischen Strukturen ausrichtet. Dieses entspricht aber oft nicht 
den Bedürfnissen oder ldeen der Menschen. Politische Strukturen müssen sich so verandern, da0 Bür- 
gerlnnen starker und auch mit Umsetzungschancen von sich aus und unabhangig von politischen 
Strukturen aktiv werden. Weniger Staat - mehr Gesellschaft! Für diesen Wandel müssen die, die Beteili- 
gungen fordern wollen, die notwendigen politschen Veranderungen einfordern (direkte Demokratie, 
Kommunikationsorte und -mittel, Zugang zu Informationen usw.). 

5. Der Weg Ist nlcht das Zlel. 
Auch wenn viele der in Beteiligungsverfahren diskutierten Inhalte bzw. die Verfahrenstypen selbst sehr 
unterschiedlich bewertet werden, so mu0 doch in einem Punkt Klarheit und Konsens herrschen: Beteili- 
gungsrechte und die Qualitat der Verfahren sind kein Gut, was der jeweiligen politischen Praxis geop- 
fert werden kann. "Der Weg ist nicht Ziel" soll bedeuten, da0 es nicht gleichgültig ist, welche Rechte zur 
Durchsetzung bestehen oder welche Qualitaten Beteiligungsverfahren haben. Die Position, das kenne 
sich im Prozeß entwickeln (oder ähnliches) ist unpolitisch und stabilisiert die bestehenden Machtstruk- 
turen. Beteiligungsverfahren werden zur Spielwiese in politischen Nischen. 
Wer Beteiligung fordern will, muß dafür sorgen, da6 sie auch tatsächlich staitfindet, d.h. dafür ein forma- 
ler Rahmen besteht, bei dem die Bürgerlnnen nicht langer Bittstellerlnnen sind. Bevor Bürgerlnnen Zeit 
und Kraft investieren, um eigene ldeen zu entwerfen, muß geklart sein, was mit den Ergebnisse gesche 
hen soll. Alles andere ist Verdummung (und ein Glück für die Verfahren, da0 viele Bürgerlnnen es nicht 
merken, weil geschulte Moderatorlnnen und Politikerlnnen ihnen vorgaukeln, wie wichtig sie doch sind). 

Intormatlonen Ober d le  ProJektwerkstatt und dort  laufende 
ProJekte, Veranstaltungen usw. gegen 5,- DM In  Brldmarken bl: 
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